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Gemeinde- und gemeinſchaftliches Eigenthum. 
Von Anton Globoenik, k. k. Bezirkshauptmann in Adelsberg. 
1 


Hierlands und wohl auch anderwärts kommt in den Orts- und 
Untergemeinden ein Vermögen, gemeiniglich ein Grundbeſitz von Wald 
oder Hutweide, vor, an deſſen Genuſſe nicht alle Gemeindemitglieder 
(S 6 G. G.), ſondern nur beſtimmte Claſſen oder Beſitzeskategorien 
(Bürger im Gegenſatze zu Nichtbürgern, Bauern gegenüber von Kaiſchlern 


und Inwohnern, alte Häufer zu neuen) zu participiren das Recht haben. 


Ehedem wurde ſolches Vermögen allgemein dem Gemeinde-Eigenthume 
beigezählt und demgemäß als öffentliches Gut behandelt; in neuerer 
Zeit fängt man es vielſeitig als ein gemeinſchaftliches, nur den Be— 


ſtimmungen des Privatrechtes unterworfenes Gut zu erklären an, kurz, man 


iſt über die rechtliche Natur desſelben in einen ſo leidigen Zwieſpalt 
gerathen, daß ſich eine poſitive Beantwortung der Frage durch die 
hiezu berufenen Factoren angeſichts der ſich daraus immer und überall 
wiederholenden Competenzconflicte 


die nach der Landesverfaſſung zum Gebrauche eines jeden Mitgliedes 
dienen, und als Gemeindevermogen jene, deren Einkünfte zur Beſtreitung 


der Gemeinde-Auslagen beſtimmt find; dann auf die Miniſterialverord-⸗ 
nung vom 11. December 1850, § 8 (L. G. Bl. pag. 144 K 1851), 


welche ausdrücklich jene Sachen, die nur gewiſſen Claſſen von Gemeinde— 
mitgliedern angehören, vom Gemeindevermogen ausſchließt. Eine Unter- 
ſtützung findet dieſe Anſicht auch darin, daß ſowohl das alte Gemeinde- 
geſetz vom Jahre 1849 (im $ 26) als jenes vom Jahre 1866 (im 
$ 11) darauf hingedeutet zu haben ſchienen, indem fie die Beſtimmung 
aufnahmen, daß die privatrechtlichen Verhältniſſe und die beſonderen 
Eigenthums⸗ und Nutzungsrechte ganzer Claſſen oder einzelner Glieder 
der Gemeinde durch das Gemeindegeſetz umgeändert bleiben. 
Ungeachtet dieſer ſcheinbar durch die ebenerwähnten Geſetzesſtellen 
kaum mehr zweifelhaften und auch in der Praxis jetzt zumeiſt geübten 


als geradezu unabweisbar darſtellt. 
Die Vertheidiger der einen Alternative beziehen ſich auf den 
288 a. b. G. B., welcher nur die Sachen als Gemeindegut erklärt, 


Auslegungsalternative will es uns jedoch bedünken, daß die gegentheilige 
Anſchauung gerechtfertigter und überhaupt dem öffentlichen Intereſſe 
entſprechender ſei. Schon wenn wir auf die hiſtoriſche Entwicklung der 
Rechtsverhältniſſe blicken, finden wir, daß derlei Eigenthum in ſeinem Ent- 
ſtehen ſchon Gemeindegut war und auch fortan dieſe Eigenſchaft beibe— 
hielt. Die Mitglieder der alten Gemeinde waren alle an dem Genuſſe 
des Gemeindegutes mitberechtigt, weil ſie eben die urſprünglichen Er— 
werber oder ihre erſten Nachfolger waren. Sei es durch Ocenpation 
oder durch Zutheilung des Feudalherrn, wurde das culturfähige Land 
individuell vertheilt, das überbleibende Gelände und der Wald aber 
als ein Gemeingut Allen zum Genuſſe überlaſſen. Den ſich väter An— 
geſiedelten hat die Gemeinde die Mitbenützung zugeſtanden oder nicht, 
je nachdem dieſelben die ihnen geſtellten Bedingungen eingiengen und ſich 
zum Einkaufspreiſe herbeiließen; ganz ſo wie noch heute dies in Uebung 
iſt und es auch das Gemeindegeſetz vorſchreibt ($ 64). Allfällige Streitig- 
keiten entſchied nach Anhörung der Gemeindevertretung der Grundherr 
aus dem Titel des Feudalnexus und ſelbſt in den einzelnen Fällen, 
wenn ſolche in ſpäterer Zeit vor das privatrechtliche Forum gebracht 
wurden, findet man immer nur die Gemeinde als ſolche und nicht alle 
Mitberechtigte, wie es beim gemeinſchaftlichen Beſitze hätte geſchehen 
müſſen, als Kläger oder Geklagte vertreten. 

Dieſer althergebrachten Auffaſſung entſprechend, wurde das Ver- 
mögen auch ſtets und überall von den Betheiligten, wie nicht minder 
von den Behörden und von der Rechtswiſſenſchaft ſelbſt ), nur als ein 
Gemeindegut angeſehen, ſo benannt und behandelt, als ſolches in die 
Urbarien, ſpäter in die Rectificatorien und dann in die Joſephiniſchen 
und neuen Cataſtraloperate eingetragen. Auch in der neueſten Zeit wurde 
bei den Verhandlungen im Grundentlaſtungs- und Grundlaſten-Ablöſungs⸗ 
verfahren an dieſem Grundſatze feſtgehalten und der diesfällige in con- 
ereto für die Berechtigten ausgeſchiedene Beſitz (Weide und Wald) 
ſchließlich urkundlich der Gemeindevertretung in die Verwaltung übergeben. 
Erſt ſeit einigen Jahren hat man, dieſem alten Herkommen entgegen, 
angefangen, derartigen Vermögen den öffentlichen Rechtstitel bei vor— 
kommenden Streitigkeiten abzuerkennen, es als ein nur nach den Be— 
ſtimmungen des a. b. G. B. zu behandelndes Genoſſenſchaftsgut zu 
erklären und der Gemeindevertretung die Competenz zu deſſen Verwaltung 
abzuſprechen. Alle dieſe Entſcheidungen werden ſtereotyp mit den im 
Eingange erwähnten normativen Beſtimmungen motivirt, zufolge deren 
ein Vermögen, an welchem nicht alle Mitglieder der Gemeinde zu 
participiren das Recht haben, ein Gemeindegut nicht ſei. 


) „Neben dem engeren Gemeindevermögen (Kämmereigut) gibt es auch 
ein Gemeindegut, deſſen Nutzen allein den Corporationsmitgliedern gebührt (All⸗ 
mundgut), die eine Realgemeinde bilden. Dieſe Realgemeinderechte müſſen durch⸗ 
aus als Rechte Einzelner angeſehen und können durch keinen regelmäßigen 
Gemeindebeſchluß geſchmälert werden, wodurch der juriſtiſche Charakter der All⸗ 
munde nicht geändert wird, welcher auch hier gewöhnliches Eigenthum der Gemeinde 
iſt, jedoch mit der Beſonderheit, daß ihre Benützung einzelnen Gliedern derſelben 
| als Inhalt ſelbſtſtändiger Nutzungsrechte daran zuſteht“ C. F. Gerber, Deutſches 

Privatrecht. Jena 1875. 


Dieſe Geſetzesſtellen ſprechen ſich allerdings in dieſem Sinne grund- 
ſätzlich aus, allein nirgends erklären ſie, daß jedes Gemeindegut allen 
Mitgliedern zugehören müſſe; im Gegentheil, der S 64 G. G. gibt 
ausdrücklich zu, daß einzelne Mitglieder ſpecielle Rechtstitel auf die 
Gemeindeſachen haben können und macht die Theilnahme an denſelben 
bezüglich einzelner Nichtberechtigten von der Entrichtung einer jährlichen 
Abgabe und ſogar von einem Einkaufsgelde abhängig. ) Wo alſo erſt 
Einkäufe zum Mitgenuſſe des Gemeindegutes nothwendig ſind, da mußte 
man früher trotz der Gemeindemitgliederſchaft an den Nutzungen des 
Gemeindevermögens nicht mitberechtigt geweſen ſein. Ja noch mehr, ſo— 
gar die Abfuhr in die Gemeindeeaſſe der nach der Deckung aller An⸗ 
ſprüche erübrigenden derartigen Nutzungen wird in dem weiteren 
Abſatze dieſes Paragraphen angeordnet.) 

Die Mitberechtigung aller Gemeindemitglieder an einer Sache tft, 
daher das unbedingte Kriterium zum Begriffe des Gemeinde-Eigenthums 
nicht, als welches man es nun aufzuſtellen verſucht, um aus der Begriffs— 
verſchwommenheit, die über das Gemeinde- und Genoſſenſchaftsvermögen 
herrſcht, einen plauſiblen Ausgang zu finden. Erweiſet ſich dieſer nun 
erwähnte Hauptgrund der gegentheiligen Anſchauung als hinfällig, ſo 
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fällt“; doch aber halten wir dafür, daß man ſich in den gleichen 
zweifelhaften Fällen nicht durch allerlei doctrinäre und formelle juriſtiſche 
Subtilitäten von der lebensfriſchen Quelle des materiellen Rechtes ab- 
leiten, ſondern für jene Alternative entſcheiden ſolle, welche der rechts— 
hiſtoriſchen Genefis, insbeſondere aber der gemeinüblichen Auffaſſung 
und bisherigen Behandlung des Gegenſtandes, ſowie den Bedürfniſſen 
der Bevölkerung angemeſſener erſcheint. 


II. 


Nicht nur, wie geſagt, die angeführten rechtlichen Gründe, ſondern 
vielmehr und ganz beſonders öffentliche Opportunitätsrückſichten ſind es, 


welche uns beſtimmen, für eine den berechtigten Wünſchen der Bevölke— 


rung entſprechendere Auffaſſung des Gegenſtandes einzutreten, beſonders, 
da für ſolche die eingelebte Uebung, die Geſchichte und das Geſetz ſelbſt 
ihr gewichtiges Wort mitreden. 

Wir glauben, nicht zu viel ausgeſprochen zu haben, wenn wir 
hervorheben, daß man ſich als Bekenner der gegentheiligen Anſchauung 
mit der im ganzen Lande herrſchenden Anſicht in Widerſpruch ſtellt. 
Wer da weiß, wie ſchwer ſich beſonders die Landbevölkerung aus ihrem 


bieten die Erwägungen über die beſtehenden factiſchen Beſitzverhältniſſe galtgewohnten Ideenkreiſe in die neue Lage hineinfindet, wird die Trag- 
ſchon gar keinen Anlaß, die Gemeinde von der Verwaltung über derlei weite deſſen ermeſſen. Es müßte allerorts im Lande (denn kaum wo 
Vermögen, die ſie ſeit jeher ausübte, und deren Berechtigung hiezu zu dürfte ein Gemeindegut den Prüfſtein der allſeitigen Berechtigung beſtehen) 
allen Zeiten über jeden Zweifel erhaben war, nun auf einmal zu depo⸗ den Gemeinden die Verwaltung über derartiges Vermögen von Amts— 
ſeſſioniren. Die jetzige Gemeinde iſt an die Stelle der früheren „Dorfmark“ | wegen abgenommen werden, weil fie ja ihren Wirkungskreis hiedurch 
oder „Nachbarſchaft“ getreten, ſteht daher zum emeindegute im unver- überſchreiten. (S 95 G. G.) Würde man da nicht von allen Seiten die 
änderten früheren Rechtsverhältniſſe ), nämlich in jenem eines echten, Frage zu hören bekommen: Wer ſoll denn das Gemeindegut ſonſt ver— 
redlichen und auch rechtmäßigen Beſitzers, und hat daher vollen Anſpruch walten als die Gemeindevertretung, und wozu ſind denn von der Landes 
auf den Schutz und die Vortheile, welche die bürgerlichen Rechte dem geſetzgebung mit dem Anhange IJ zum Gemeindegeſetze vor noch nicht 
Beſitze einräumen. (88 309, 323, 330 a. b. G. B.) Die einzelnen langen Jahren die Ortſchaſts-Vermögensverwaltungen eingeführt worden? 
Claſſen oder die Beſitzeskategorien dagegen, für die ſich hiſtoriſch ein Nachdem man die Sorge für einen Erſatz in der Vertretung und 
Vor- oder Sonderrecht auf die Nutzung der Sache herausbildete, hatten in den Verwaltungsorganen der privatrechtlichen Gemeinſchaft aus der 
die Sache als Ganzes nie in ihrer Inhabung, verwalteten und beſaßen 


ſie auch nicht, haben daher außer ihren Nutzungsrechten keinen Witte der Berechtigten den lezteren ſelbſt überlaſſen müßte, ja ii: mit 


oder 
zum mindeſten einen viel ſchwächeren Titel auf die Sache, wie es denn 
auch nicht anders ſein kann, da das Gemeindegut ein Eigenthum der 
Gemeinde und nicht der einzelnen Mitglieder derſelben iſt, wie es der 


Sicherheit anzunehmen, daß dieſe ihnen nur facultativ nahegelegten 


Wahlen ob Unkenntniß der geſetzlichen Beſtimmungen und Abganges 
einer Anleitung über den Wahlvorgang an ſehr vielen Orten nicht vor— 


S en 5 genommen werden würden. Man wird die Sache eben auf ſich beruhen 

8 ee 5 bat, SEBEL . n vom faſſen und hiedurch einen rechtloſen Zuſtand, vielleicht mit den traurig⸗ 
Jahre 1864 ausdrücklich normirt. ſten ſocialen Unordnungen ſchaffen; die gemeinſchaftliche Sache wird 
Gegenüber dem eben Geſagten ſcheint uns die Argumentation der Willkür des Einzelnen preisgegeben ſein, und ſelbſt wenn die 

des ſteiermärkiſchen Landesausſchuß-Beiſitzers M. Hermaun in ſeiner Gemeinde ſtillſchweigend die Verwaltung weiter führen würde, fo wäre 
diesfälligen Abhandlung!) minder ſtichhältig zu ſein, nämlich, daß ein von einer Vollſtreckung der Beſchlüſſe und der Zahlung von Beiträgen 


ſolches Antheilsrecht das Zugehör einer im Verkehre befindlichen Sache 
ſei und ſich daher der Competenz der Landesgeſetzgebung entziehe und 
nur auf den Rechtsweg gehöre; vepräfentirt doch alles Gemeinde-Eigen— 
thum im Verkehre befindliche Sachen und müßte daher conſequenterweiſe 
die Verfügung über dieſelben auch den autonomen und adminiſtrativen 
Organen entzogen werden. 

Treffend bemerkt dagegen J. Pairhuber in ſeiner Entgegnung ©) 
auf die eben erwähnten Hermann'ſchen Anträge, daß alles einzelnen 
berechtigten Corporationen (den Ständen im Lande, den Bürgern in 
Städten, den Bauern in den Dörfern) gemeinſchaftlich zugehörige Eigen⸗ 
thum dem öffentlichen Rechte angehöre und das Einkommen desſelben 
auch für öffentliche Zwecke (Kirche, Wege, Arme) mit und neben der 
übrigen Gemeindebeſteuerung ſtets verwendet wurde, daher ebenſo wenig 
aus der Verwaltung der Gemeinden entrückt werden könne, als man es 
mit dem den früheren Landſtänden zugehörigen Domeſtical-Eigenthume 
auch nicht thut. 

Dieſes iſt nun Landeseigenthum und das Claſſenvermögen in den 
Gemeinden habe als Gemeinde-Eigenthum zu verbleiben. 

„Es iſt allerdings ſchwer,“ ſagt Pfeifer in ſeiner Lehre von den 
moraliſchen Perſonen (1847), „mit ſicherer Hand die Grenze zwiſchen 
den ſtaats⸗ und privatrechtlichen Elementen der Gemeindeverhältniſſe 
zu ziehen, weil die politiſche und privatrechtliche Rückſicht oft zuſammen⸗ | 


) Nicht zu verwechſeln mit den auf ein ganz anderes Blatt gehörigen | 
Bürgerrechts⸗ und Gemeindezuſtändigkeits⸗Taxen. 

) Selbſtverſtändlich, daferne es ſich mit der Uebung und den Sonderrechten 
verträgt. 

) „Die Markgenoſſenſchaft iſt in Gemeinden übergangen; das Markvermögen 
iſt Gemeindevermögen geworden.“ Gerber, Deutſches Privatrecht. S. 137. | 

5) „Defterr. Zeitſchrift für Verwaltung“ Nr. 48 und 49 des Jahrg. 1879. 

), Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“ Nr. 21 und 22 des Jahrg. 1880. 


für die Verwaltung und Steuern im Zwangswege bei dem Abgange 
einer legalen Vertretung ja nun keine Rede mehr. Und ſelbſt dort, wo 
ſich ſolche privatrechtliche Sondervertretungen wirklich conſtituiren ſollten, 
wie unendlich erſchwert, vervielfältigt und vertheuert wäre die Verwaltung 
der gemeinſchaftlichen Sache! Während jetzt allfällige Streitigkeiten im 
kurzen autonomen oder adminiſtrativen Wege beigelegt, die Beiträge im 
politiſchen Executionswege eingebracht werden, müßte dies Alles dann 
den langen koſtſpieligen Gerichtsweg durchwandern, was um ſo bedauer— 
licher wäre, als eben die Unbemittelten in der Regel die am meiſten 
Rechtsſuchenden ſind. 

Solche Anomalien ſind nicht nur Möglichkeiten, ſie beſtehen ſchon 
hie und da und mehren ſich alle Tage, weil die Fälle derartiger Ent— 
ſchiede autonomer und adminiſtrativer Behörden, wo Verfügungen der 
Gemeinden über ſolches Claſſenvermögen aus dem Titel der Incompetenz 
behoben und die ganze Angelegenheit auf den Rechtsweg gewieſen wird, 
nicht mehr ſelten ſind, und überall, wo ſie ſich ereignen, einen ſtörenden 
Riß in die althergebrachte Ordnung machen. Erfolgt dann noch, wie 
es nicht ſelten geſchieht, die Ablehnung der Zuſtändigkeit von Seite 
der Gerichte in der Sache, ſo ſieht man ſich, trotz der fo vervielfältigten 
Behörden und Gerichtshöfe unſerer Zeit vergebens um einen Rechts⸗ 
ſchutz um, und iſt bemüſſigt, erſt einen langen, koſtſpieligen Competenz⸗ 
proceß in allen Inſtanzen und ſchließlich vor dem Reichsgerichtshofe 
durchzufechten oder aber auf das angeſprochene Recht zu verzichten. 

Eine entſprechende Klärung und Löſung dieſer immer mehr brennend 
werdenden Frage erſcheint demnach dringend geboten, ganz beſonders 
aber, wenn man erwägt, daß es wegen der nun im Zuge befindlichen 
Grundbuchsanlegung doppelt nothwendig iſt, den wahren Eigenthümer 
einer Sache zu wiſſen, wenn man anders nicht will, daß die bisherige 
Durcheinandergeworfenheit des Gemeinde- und gemeinſchaftlichen Eigen⸗ 


thums nicht auch in das fo wichtige Inſtitut der öffentlichen Bücher zur 
irreparablen Rechtsverwirkung der Betheiligten hinübergetragen werde. 

So ungeſunde, zur ſtaatlichen Demoraliſirung nothwendig führende 
Zuſtände ſo viel als möglich zu beſeitigen, wäre nach unſerem Dafür⸗ 
halten Aufgabe der Landesvertretung, beſonders weil es ſich hier um 
die Durchführung des aus ihrem Schooße hervorgegangenen Gemeinde— 
geſetzes handelt. Eine authentische Erläuterung desſelben in Form emer 
Geſetzesnovelle könnte vielleicht am eheſten allen dieſen Beirrungen ein 
Ziel ſetzen. 

Es ſei ferne, uns anmaßen zu wollen, diesfalls einen fertigen 
Geſetzartikel in Ant ag bringen zu wollen, welcher wohl erſt aus einer 


allſeitigen reiflichen Erwägung der verſchiedenen Verhältniſſe des Landes 


bei Berückſichtigung der vielen anderen in der Frage mitverquickten Rechts- 
ſtandpunkte hervorgehen könnte, doch aber ſei uns erlaubt, vorliegende 
Eröcterungen mit folgenden, aus ihnen hervorgehenden Sagentwürfen 
zu ſchließen, welche vielleicht als Grundlage zur weiteren Berathung in 
der Richtung geeignet ſein könnten. 
1 
Auf das landesüblich bisher von der Gemeinde, bezüglich Unter⸗ 
gemeinde-Vertretung Ortſchafts⸗Vermögensverwaltung) verwaltete Ge— 
meinde-, Claſſen- oder Genoſſenſchaftsvermögen, mögen an dem Eigen⸗ 
thume oder Nutzungen desſelben alle Mitglieder der Gemeinde oder nur 
einzelne Kategorien derſelben mitberechtiget ſein, finden, ſowohl was 
die Verwaltung als auch was die Regelung der Antheilsberechtigung 
(S 64 G. G.) anbelangt, unter Wahrung allfälliger beſonderer Rechts— 
titel und der bisherigen Uebung, nur die Beſtimmungen des Gemeinde— 


geſetzes Anwendung.“) 
5) 


In gleicher Weile ſind als Gemeindevermögen zu behandeln und 
inventariſch ſicherzuſtellen ſolche Leiſtungen, welche von einem nicht 
unter der Verwaltung der Gemeinde-, ſondern unter jener einer privat⸗ 
rechtlichen Sondervertretung (SS 825 bis 858 ab G. B.) ſtehenden 
Genoſſenſchaftsvermögen ſtatutariſch oder nach bisheriger Uebung zu 
Gemeindezwecken präſtirt werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Ehehinderniß der feierlichen Gelübde der Eheloſigkeit ($ 63 
a. b. G. B.) erliſcht nicht durch den Austritt des Betreffenden 
aus der katholiſchen Kirche und deſſen Uebertritt zu einer die 
Pflicht der Eheloſigkeit nicht anerkennenden Confeſſion. 

Alle drei Inſtanzen haben die zwiſchen J. H. und M. W. vor 
der Pfarre der evangeliſchen Kirchengemeinde Augsburger Confeſſion 
u 27. Mai 1872 in Wien geſchloſſene Ehe für ungiltig und nichtig 
erklärt. 

Das Urtheil des k. k. oberſten Gerichtshofes vom 8. Juni 1881, 
3. 3303, ſtützt ſich auf die nachfolgenden auch den Sachverhalt ent- 
haltenden Gründe: N 

Nach den feſtgeſtellten Ergebniſſen der vorliegenden amtlichen 
Unterſuchung iſt der laut Taufſcheines des Pfarramtes Windiſchgarſten 
in Oberöſterreich de. 23. Mai 1872 zu Windiſchgarſten am 14. Auguſt 
1842 geborene und am ſelben Tage nach katholiſchem Ritus getaufte J. H. 
nach Inhalt der von dem Abte des Stiftes K. am 18. Jänner 1875 ertheilten 
Beſtätigung am 4. September 1863 als Noviz in das Stift eingetreten, 
hat am 5. September 1867 die feierlichen Ordensgelübde abgelegt, wurde 
am 26. Juli 1868 zum Prieſter geweiht, hat ſich aber am 23. März 
1872 mit Zurücklaſſung der brieflichen Erkärung, daß er aus dem 
Orden und der katholiſch en Kirche austrete, aus dem Stifte entfernt. Nach 
der Beſtätigung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Steyr vom 20. Jänner 
1875, Nr. 418, hat derſelbe auch wirklich am 23. März 1872 
feinen Austritt aus der römiſch-katholiſchen Kirche und feinen Uebertritt zur 
evangeliſchen Kirche Augsburger Confeſſion daſelbſt angezeigt und dieſen 
Uebertritt auch wirklich bewerkſtelligt, indem er laut des Zeugniſſes des 


Es iſt nich: zu befürchten, daß die Gemeindevertretungen mit, diefer 
ihr eingeräumten Competenz die Sonderechte einzelner Berechtigten oder Claſſen 
ſchädigen könnten, da ſie ja in ihren Beſchlüſſen auf die beſtehende Rechtsaus⸗ 
übung gebunden wären, und übrigens ja dagegen auch jedermann das Berufungs⸗ 
recht an den Landesausſchuß und den Verwaltungsgerichtshof (Art. 15 des Geſetzes 
vom J. 1867 Nr. 144) offenſtünde.“ 
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evangeliſchen Pfarramtes Augsburger Confeſſion zu Wien dckto. 26. März 
1872 an dieſem Tage in die evangeliſche Kirche Augsburger Con- 
feffion aufgenommen worden iſt. Durch den Trauungsſchein des cvan- 
geliſchen Pfarramtes Augsburger Confeſſion zu Wien elckto. 7. Juni 
1872 endlich iſt dargethan, daß J. H. am 27. Mai 1872 vor eben 
dieſem Pfarramte mit der ledigen Maria W., welche ſich ebenfalls 
zur evangeliſchen Kirche Augsburger Confeſſion bekennt, ehelich getraut 
wurde. Nach § 63 des a. b. G. B. können Geiſtliche, welche ſchon 
höhere Weihen empfangen, wie auch Ordensperſonen, welche feierliche 
Gelübde der Eheloſigkeit abgelegt haben, keinen giltigen Eheverband 
ſchließen. Dieſe Beſtimmung beruht auf den Satzungen der römiſch— 
katholiſchen Kirche, nach welchen das in dem Empfange der höheren 
Weihen und in der Ablegung feierlicher Gelübde begründete Ehe— 
hinderniß erſt mit dem Tode der Perſon und nicht auch mit dem Aus⸗ 
tritte aus der katholiſchen Kirche erliſcht. Jene Beſtimmung iſt auch 
durch das mit dein kaiſ. Patente vom 8. October 1856, R. G. Bl. 
Nr. 185, erlaſſene Ehegeſetz in keiner Weiſe abgeändert worden, ine 
dem auch die mit dieſem Patente als Anhang IT erlaſſene Anweiſung 
ſür die geiſtlichen Gerichte in Eheſachen im § 24 Geiſtliche, welche 
höhere Weihen empfangen und Ordensperſonen, welche feierliche Ge— 
lübde abgelegt haben, eine Ehe zu ſchließen für unfähig erklärt hat, 
und als das mit dem kaiſ. Patente vom 8. October 1856, R. G. Bl. 
Nr. 185, erlaſſene Ehegeſetz mit dem Geſetze vom 25. Mai 1868, 
R. G. Bl. Nr. 47, außer Kraft geſetzt worden war, hatten nach 
Art. I dieſes letzteren Geſetzes an die Stelle des aufgehobenen wieder 
die Vorſchriſten des vom Eherechte handelnden zweiten Hauptſtückes des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches und der hiezu nachträglich erfloſſenen 
Geſetze und Verordnungen zu treten, inſoweit dieſelben zur Zeit, als 
das kaiſ. Patent vom 8. October 1856, Nr. 185, in Kraft trat, 
beſtanden haben und durch das neuerlich erlaſſene Geſetz nicht ab— 
geändert wurden. Die Beſtimmung des $ 63 a. b. G. B. beſtand 
aber zur Zeit des Eintrittes der Wirkſamkeit des kaiſ. Patentes vom 
8. October 1856 noch unverändert in Kraft, und fie hat auch durch 
das Geſetz vom 25. Mai 1868, R G. Bl. Nr. 47, keine Abänderung 
erlitten, da in dieſem letzteren Geſetze über die vom allgemeinen bürger- 
lichen Geſetzbuche aufgeſtellten Ehehinderniſſe überhaupt und insbeſondere 
bezüglich des Ehehinderniſſes des S 63 a. b. G. B. eine Beſtimmung 
nicht enthalten iſt. Die Aufhebung der Beſtimmung des $ 63 a. b. G. B. 
kann aber auch in dem Geſetze vom 25. Mai 1868, Nr. 49, nicht 
gefunden werden. Dieſes Geſetz hat, wie ſeine Aufſchrift zeigt, die Be— 
ſtimmung, die interconfeſſionellen Verhältniſfe der Staatsbürger in den 
darin angegebenen Beziehungen zu regeln. Von den Normen des bürger— 
lichen Rechtes bezüglich der Ehe und der Ehehinderniſſe iſt dort über- 
haupt keine Rede, und insbeſondere hat es dieſes Geſetz vermieden, 
über die Frage zu entſcheiden, ob die durch die Angehörigkeit zu einer 
Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft bedingte Beſchränkung der perſön⸗ 
lichen Fähigkeit zur Eingehung einer Ehe durch den Austritt aus der 
Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft beſtehe oder nicht. Der Art. 4 des 
Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, hat nur aus— 
geſprochen, daß nach vollendetem vierzehnten Lebensjahre Jedermann, 
ohne Unterſchied des Geſchlechtes, unter der Vorausſetzung eines die 
eigene freie Ueberzeugung nicht ausſchließenden Geiſtes- oder Gemüths⸗ 
| zuftandes, die freie Wahl des Religionsbekenntniſſes geſtattet ſei; der 
Art. 6 desſelben Geſetzes befaßt ſich nur mit der Bezeichnung der 
Bedingungen, welche nothwendig ſind, damit der Austritt aus einer 
Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft geſetzliche Wirkung habe. Der Art. 5 
beſtimmt zwar, daß durch die Religionsveränderung alle genoſſenſchaft— 
lichen Rechte der verlaſſenen Kirche oder Religionsgenoſſenſchat an den 
Ausgetretenen, ebenſo wie die Anſprüche dieſes an jene verloren gehen 
Allein daß bei dem Austritte aus der römiſch-katholiſchen Kirche auf 
Seite des Ausgetretenen, welcher die Befreiung von der angelobten 
Verpflichtung zur Eheloſigkeit in Anſpruch nimmt, nicht von einem An⸗ 
ſpruche oder Rechte gegen die verlaſſene römiſche Kirche die Rede ſein 
und daß ein ſolcher Anſpruch nicht an und für ſich durch den ein⸗ 
ſeitigen Act des Austrittes begründet werden könnte, erſcheint wohl 
als unzweifelhaft; im Gegentheile könnte bei der Auſrechthaltung des 
in dem Empfange der höheren Weihen und in der Ablegung des feier⸗ 
lichen Gelübdes der Eheloſigkeit begründeten Ehehinderniſſes nur etwa 
von einem genoſſenſchaftlichen Rechte der verlaſſenen römiſch⸗katholiſchen 
Kirche an den Ausgetretenen die Rede ſein. In dieſer Beziehung kommt 
jedoch zu erwägen, daß J. H. als öſterreichiſcher Staatsbürger nach 8 A des 


a. b. G. B. dieſem Geſetze unterworſen iſt; daß es die ſtaatliche Ge— 
ſetzgebung war, welche das Ehehinderniß des S 63 a. b. G. B. auf⸗ 
geſtellt hat, und daß, ſo lange nicht wieder die ſtaatliche Geſetzgebung 
dieſes Ehehinderniß aufgehoben hat, die Aufrechthaltung desſelben nicht 
als ein durch den Religionswechſel nach Art. 5 des Geſetzes vom 
25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, erlöſchendes Recht der römiſch— 
katholiſchen Kirche gegen den Ausgetretenen, ſondern als ein Gebot des 
bisher nicht aufgehobenen ſtattlichen Geſetzes aufzufaſſen ift. Die Auf- 
hebung des § 63 a. b. G. B. kann endlich auch aus der Beſtimmung 
des Art. 16 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, 
nicht gefolgert werden, denn mit dieſem Artikel wurden eben nur die 
den Vorſchriften des Geſetzes vom 25. Mai 1868, Nr. 49, wider⸗ 
ſtreitenden Beſtimmungen der früheren Geſetze und Verordnungen außer 
Anwendung gebracht. Dieſe Beſtimmung kann aber nicht auch auf den 
§ 63 a. b. G. B. bezogen werden, da das Geſetz vom 25. Mai 1868, 
Nr. 49, die Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
über die Ehehinderniſſe überhaupt unberührt belaſſen hat und dieſe Be— 


net werden können, welche das Geſetz vom 25. Mai 1868, Nr. 49, 
in anderer Weiſe geregelt hat. Es ändert an dieſer Auffaſſung auch 
nichts, wenn man von der Anſchauung ausgeht, daß die Beſtimmung des 
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womit der Neife- und Geſchäftsplan für die regelmäßige Stellung im Jahre 1881 
verlautbart wird. 
III. Stück. Ausgeg, am 19. März. 

Nr. 7. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 30. Jänner 
1881, 3. 6692, betreffend die im Verlaufe des Jahres 1880 bewilligten 
Trennungen von Gemeinden in Böhmen. 

Nr. 8. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 9. Februar 
1881, 3. 6429, betreffend die Verlegung des Mauthſchrankens auf der Jaromer— 


Gradlitz⸗Trautenauer Bezirksſtraße von Neurettendorf nach Weiberkränke. 


Nr. 9. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 14. Februar 
1881, 3. 3819, betreffend die Abhaltung der Prüfungen aus dem Jagdweſen 


und Jagdſchutze für Jagdſachverſtändige. 


Nr. 10. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 19. Februar 
1881, 3. 10.135, betreffend die Erhebung der Ortſchaft Johannisbad zu einem 


Markte. 


Nr. 11. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 27. Februar 


1881, 3. 6428, betreffend die Bemauthung der Reichenberg-Ruppersdorf-Katharin⸗ 


berger und der Habendorf-Katharinberger Bezirksſtraße. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines außerordentlichen 


Geſandten und bevollmächtigten Miniſters bekleideten Miniſterreſidenten Gabriel Frei- 
herrn v. Herbert⸗Rathkeal zum außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter in Dresden, den diplomatischen Agenten und Generalconſul erſter Claſſe 
Ignaz Freiherrn v. Schaeffer zum außerordentlichen Geſandten und bevoll— 
mächtigten Miniſter in Washington und den Legationsrath erſter Kategorie Alois 
Freiherrn v. Seiller zum außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 


863 a. b. G. B. lediglich auf dem erelufiven Standpunkte der Staats- 
kirche beruhe und in das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch nur zu dem 
Zwecke, um den Satzungen der römiſch-katholiſchen Kirche auch die 
ſtaatliche Geltung zu ſichern, aufgenommen worden ſei. Denn wenn die 
öſterreichiſche Geſetzgebung, ungeachtet ſie jenen excluſiven Standpunkt Meiniſter in Niv⸗Janeiro ernannt. 

aufgegeben hat, dennoch die Beſtimmung des §S 63 a. b. G B. unver— Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe erſter Kategorie Karl Grafen 
ändert fortbeſtehen ließ, ſo bekundet dies eben das Vorhandenſein auch bene c . und 1 eines außerordentlichen Geſandten und 
ines f i N ses 3 Ehehi ni 8 G. B. bevollmächtigten Miniſters verliehen. 

is fh ichen Intereſſes, das eue 120 f 63 a 6 0 Seine Majeſtät haben den J. U. Dr. Friedrich Grafen v. Schönborn 
auch für Perſonen, welche aus der römiſ h. atholiſchen irche aus- zum Statthalter in Mähren ernannt. 8 

getreten ſind, aufrecht zu erhalten. Den Gerichten kommt es nicht zu, Seine Majeſtät haben den Legationsrath erſter Kategorie Guſtav Frei— 
die Gründe zu unterſuchen, welche ſich etwa für die Aufhebung oder herrn v. Kosjek zum diplomatiſchen Agenten und Geueralconſul erſter Claſſe in 
Abänderung des § 63 a. b. G. B. geltend machen laſſen; ſie können | Aegypten ernannt und den Legationsſecretär Rüdiger Freiherrn v. Biegeleben 


ſtimmungen daher nicht zu jenen Gegenſtänden und Beziehungen = 


und dürfen bei Anwendung beſtehender Geſetze ſich weder in die Beur⸗ unter Erneunung zum Honorar-Legationsrathe mit den Functionen eines diplo— 
theilung ihrer Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit einlaſſen, noch der 
Beurtheilung der geſetzgebenden Gewalt über die Zuläſſigkeit oder Un— 
zuläſſigkeit abändernder Beſtimmungen vorgreifen, noch endlich ein bejte- | 
hendes Geſetz durch Schlußfolgerungen als außer Wirkſamkeit getreten 
erklären: ſondern mußten ſich bei ihren Entſcheidungen lediglich daran 
halten, daß die Anwendung des §S 63 a. b. G. B. — wie vorſtehend 
erörtert wurde — bisher im geſetzlichen Wege nicht außer Kraft geſetzt 
worden iſt. Demgemäß wurden die angefochtenen gleichlautenden unter— 
gerichtlichen Entſcheidungen als dem Geſetze entſprechend beſtätigt. 

Su, „„ 


Geſetze und Verordnungen. | 


1881. I. Quartal. 
Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 
J. Stück. Ausgeg. am 8. Februar. 
Nr. 1. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 1. Jänner 
1881, 3. 77 309, betreffend die Auflaſſung der auf der Schüttenhofen-Hartmanitz⸗ 
Eiſenſteiner Bezirksſtraße beſtehenden Mautheinhebungspunkte in Hartmanitz und 
Glaſerwald und Neuerrichtung von zwei Mautheinhebungspunkten an anderen Orten. 


Nr. 2. Kundmachung des f. k. Statthalters für Böhmen vom 3. Sänner | 
1881, 3. 80.820 ai. 1880, betreffend die Feſtſetzung der Vergütung für die der 


Militärmannſchaft auf dem Durchzuge gebührende Mittagskoſt in dem Zeitraume 
vom 1. Jänner bis Ende December 1881. 

Nr. 3. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 5. Jänner 
1881, 3. 68.015, betreffend die Weiterbemauthung der Bezirksſtraßen und Brücken 
im Jungbunzlauer Bezirke. 

Nr. 4. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 10. Jänner 
1881, 3. 80.712, betreffend die Verlegung des Mauthſchrankens auf der Rieſen⸗ 
gebirgs⸗Nebenzugs⸗Verbindungsſtraße in Reinowitz. 

Nr. 5. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 14. Jänner 


Hajek⸗Sobiner und auf der Svarov⸗Chynawaer Bezirksſtraße. 


II. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. 


Nr. 6. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 27. Jänner 1881, Nr. 6076, 


| 
1881, 3. 79.958, betreffend die Verlegung der Mauthſchranken auf der Rothaujezd⸗ | 


matiſchen Agenten und Generalconſuls im Fürſtenthume Bulgarien betraut. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Wil- 
helm Groß taxfrei das Ritterkreuz des Leopold-Or ens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der mähriſchen Finanzprocuratur 
Dr. Theodor Wos laczek anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Oberfinanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Rechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrevidenten des Finanzminiſteriums Karl Fuchs 
anläßlich ſeiner Penſionirung taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Zolloberamtscontrolor des Hauptzollamtes in 

Johann Steinböck taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen 
Seine Majeſtät haben den Lloydagenten A. Caſilli in Rhodus zum 
unbeſoldeten Viceconſul ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zollobercontrolor Franz Hrziwna zum Zoll— 
oberamtsverwalter des Hauptzollamtes in Olmütz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Zolloberamts⸗ 
controlors bekleideten Zolloberamtso ſicial des Hauptzollamtes in Wien Joſeph 
Taferner zum Zolloberamtscontrolor daſelbſt ernannt. 


Wien 


Erledigungen. 
Bezirksarztesſtelle zweiter Claſſe mit der zehuten Rangsclaſſe bei den 
politiſchen Behörden in Niederöſterreich, bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 251.) 
15 Poſtaſſiſtentenſtellen für Wien und Umgebung mit der eilſten Rangs⸗ 
claſſe gegen Caution per 400 fl., bis 5. December. (Amtsbl. Nr. 253.) 
Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der Gmundner k. k. Forſt- und Domänen⸗ 
direction in der eilften Rangsclaſſe, bis 1. December. Amtsbl. Nr. 255.) 


Im Verlage von Leuschner & Lubensky, k. k. Univer- 


sitäts- Buchhandlung in Grnz. ist soeben erschienen und durch 


| alle Buchhandlungen zu beziehen: 
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